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Das Blatt erſcheint nach Be⸗ + + + Subeziehen durch alle Bote 
darf, im allgemeinen monat⸗ — anſtalten und durch die 
lich zweimal, zum Preiſe von Expedition des Blattes 
vierteljährlich 2 Goldmark. 

der 


Berlin W8, Mauerſtraße 44. 


Handels- und Gewerbe-Ver waltung. 


Herausgegeben im Miniſterium für Handel und Gewerbe. 


Der Bezugspreis für das Vierteljahr Juli— September beträgt 2 Goldmark freibleibend. 


Ar. 15. Berlin, Montag, den 17. Auguſt 1925. 25. Jahrgang. 


Deukſche beſucht die Bäder des beſetzten Gebietes 


Inhalt: 


J. Perſönliche Angelegenheiten: S. 195. 

II. Allgemeine Verwaltungs angelegenheiten: Erl. d. M. f. H. u. d. FM. vom 30. Juli 1925 Nr. IIa 2147 
M. f. H., IC 2196 FM., betr. die Erhebung von Verwaltungsgebühren für Beglaubigungen von 
Urſprungszeugniſſen und von Fakturen S. 195. 


III. Handelsangelegenheiten: 1. Handels vertretungen: Ermächtigung zur Ausſtellung von Lager⸗ 
ſcheinen S. 196. — 2. Schiffahrts angelegenheiten: Erl. d. M. f. H. vom 24. Juli 1925 Nr. Va 7366, 
betr. Strandung des Dampfers „Induſtria“ S. 196. Polizeiverordnung zur Anderung der Rhein⸗ 
ſchiffahrtspolizeiverordnung vom 1. Januar 1913 (HM Bl. S. 51) S. 197. Verordnung über Rhein⸗ 
ſchifferpatente S. 197. — 3. Sonſtige Angelegenheiten: Erl. d. M. f. H. vom 25. Juli 1925 
Nr. Ila 3078, betr. Ausftellungs- und Meſſeweſen S. 200. 


IV. Gewerbliche Angelegenheiten: 1. Stehender Gewerbebetrieb: Gebührenordnung für die bez 
eidigten Auktionatoren in Oſtfriesland und Harlinger Land ſowie im Regierungsbezirk Osnabrück 
S. 201. — 2. Wandergewerbe und Märkte: Erl. d M. f. H. vom 21. Juli 1925 Nr. III 5895 2. Ang., 

e betr. den Marktverkehr ©. 202 — 3 Handwerks angelegenheiten: Erl. d. M. f. H. vom 21. Juli 
1925 Nr. IV 7867, betr. Prämie für das Auslehren taubſtummer Knaben und Mädchen einem Gand- 
werk S. 202. — 4. Arbeiterſchutz und Wohlfahrtspflege: Anderung der Preußiſchen Ausführungs⸗ 
beſtimmungen vom 2. November 1922 (Ml. S. 237) zum Reichsarbeitsnachweisgeſetz S. 202. 
Erl d. M. f. H. u. d. IM. vom 10. Juli 1925 Nr. III 4815, IV 8889 M. f. H., VIII 600 IM., betr. 
Beſchäftigung von Strafgefangenen S. 203. 

V. Gewerbliche Unterrichtsangelegenheiten: 1. Allgemeine Angelegenheiten: Erl. d. M. f. H. vom 
24. Juli 1925 Nr. IV 9503, betr. Vergütung für nebenamtlichen Unterricht S. 204. — 2. Berufs ⸗ 
ſchulen: Erl. d. M. f. H. vom 25 Juli 1925 Nr. IV 9622, betr. Verſicherung der Schüler an den 
Berufsſchulen gegen Unfälle 204. 

VI. Nichtamtliches: Bücherſchau S. 205. 


I. Perſönliche Angelegenheiten. 


Der Gewerbeaſſeſſor Penſe in Opladen iſt zum Gewerberat ernannt worden. 


Bei der Börſe in Magdeburg iſt der Regierungsrat Dr. Koch (Landesfinanzamt) zum 
Stellvertreter des Staatskommiſſars ernannt worden. i 


II. Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten. 


Erl. d. M. f. H. u. d. JM. vom 30. Juli 1925 Nr. IIa 2147 M. f. H., II C 2196 FM., 
betr. die Erhebung von Verwaltungsgebühren für Beglaubigungen von Urſprungszeug⸗ 
niſſen und von Fakturen. 


Nach Tarifnummer 4 des Tarifes der allgemeinen Verwaltungsgebührenordnung vom 
29. Dezember 1923 (Geſetzſamml. von 1924 S. 1) ift für die Beglaubigung ein Betrag von 
2,00 RM zu zahlen. Es hat fich herausgeſtellt, daß eine Gebühr in ſolcher Höhe geeignet 


iſt, hemmend auf die Ausfuhr einzuwirken. Im Einverſtändnis mit dem Herrn Preußiſchen 
f 
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Finanzminiſter beſtimme ich daher gemäß § 5 des Geſetzes über ftaatliche Berwaltungs- 
gebühren vom 29. September 1923 (Geſetzſamml. S 455), daß bei Beglaubigungen von 
Urſprungszeugniſſen und von Fakturen 


für Sendungen mit einem Werte von die Gebühr auf 
bis zu 100% ff 0,0 , 
über 100,00 RM bis zu 1000,00 RH . . . 0,0 RM 
1000, RM bis zu 5000, RM . . 1,0 RM 
„5000,00 R.M . 2,00 RM 
feſtzuſetzen iſt. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Der Finanzminiſter. 
J. V.: Dönhoff. Z. A.: Hemer: 


An ſämtliche Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten von Berlin. 


III. Handelsangelegenheiten. 


1. Handelsverkehr. 
Ermächtigung zur Ausſtellung von Lagerſcheinen. 


Die ſtaatliche Ermächtigung zur Ausſtellung von Lagerſcheinen (8 363 Abſ. 2 HGB., 
RGBl. 1897 S. 219ff.) ift erteilt worden: 


1. der Aktiengeſellſchaft Waren⸗Kredit⸗Anſtalt in Köln am 5. März 1894, 
2. der Zweigniederlaſſung der Aachener Speditions- und Lagerhaus⸗-⸗Aktiengeſell⸗ 
ſchaft in Köln am 17. November 1904, 
3. dem Kreisausſchuß des Kreiſes Teltow für das Lagerhaus Hafen Tempelhof 
(Teltowkanal) zu Berlin⸗Tempelhof 
a) zur Ausſtellung von Lagerſcheinen über Kupfer am 28. März 1912, 
b) zur Ausſtellung von Lagerſcheinen über Blei am 9. April 1925, 
4. dem Magiſtrat in Berlin für die ſtädtiſche Lagerhalle am Humboldthafen in 
Berlin am 8. Mai 1912, 
5. der Firma Arthur Franke in Berlin für das von ihr betriebene zu Berlin, 
Mühlenſtraße 51—58 belegene Lagerhaus am 27. Juli 1912, 
6. dem Magiſtrat in Berlin für den ſtädtiſchen Oſthafen am 29. September 1913, 
7. der Lehnkering & Cie. Aktiengeſellſchaft in Duisburg am 11. Mai 1925. 


Berlin, den 15. Juli 1925. 
Ib 6983 II. 


2. Schiffahrts angelegenheiten. 
Erl. d. M. f. H. vom 25. Juli 1925 Nr. Va 7366, betr. Strandung des Dampfers „Induſtria“ 
Zu meinem Erlaß vom 30. Dezember 1924 — Va 11596. 

Das Reichs⸗Ober⸗Seeamt in Berlin hat in ſeiner öffentlichen Sitzung am 26. März 1925 
entſchieden, daß der Spruch des Seeamtes in Stettin vom 2. Dezember 1924 in der Untere 
ſuchungsſache, betr. die Strandung des Dampfers „Induſtria“ dahin abgeändert wird, daß 
dem Kapitän Guſtav Rolling, geb. am 6. November 1881 zu Jaſenitz, ſein Schifferpatent 
belaſſen wird. Ich erſuche, die Seemannsämter des dortigen Bezirks zu benachrichtigen. 


J. A.: Gohlke. 
An den Herrn Oberpräſidenten — Waſſerbaudirektion — in Stettin und die Herren Regierungs⸗ 


präſidenten in Königsberg, Marienwerder, Schleswig, Lüneburg, Stade, Osnabrück, Aurich, 
Düſſeldorf und Köln. 
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Polizeiverordnung zur Anderung der Rheinſchiffahrtspolizeiverordnung vom 
1. Januar 1913 (HM Bl. S. 51). 


Auf Grund des § 136 des Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 

30. Juli 1883 (GS. S. 195) wird hierdurch für den Preußiſchen Rhein folgende Polizei- 

verordnung zur Anderung der Rheinſchiffahrtspolizeiverordnung vom 1. Januar 1913 erlaſſen. 
1. 82 Ziffer 4 der geltenden Polizeiverordnung erhält folgende Faſſung: 

„Die vorſtehenden Vorſchriften finden keine Anwendung auf Rhein⸗ 
ſeeſchiffe, welche ihre Tauglichkeit zur See⸗ und Küſtenfahrt durch ein 
niederländiſches Reichszeugnis ihrer guten Beſchaffenheit (certificaat van 
deugdelijkheid) oder durch ein Klaſſifizierungszeugnis einer von ſämtlichen 
Uferſtaaten als zuſtändig anerkannten Klaſſifikationsgeſellſchaft nachweiſen 
und mit Tiefgangsmarken verſehen ſind. 

Das gleiche gilt für die mit Tiefgangsmarken verſehenen Luſtſchiffe 
der Seeſchiffahrt, welchen die Flagge einer von dem Uferſtaat der befahrenen 
Strecke als zuſtändig anerkannten Geſellſchaft verliehen worden iſt.“ 


2. Dieſe Verordnung tritt am 1. Auguſt 1925 in Kraft. 


Berlin, den 15. Juli 1925. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Va 7364. J. A.: Schulze. 


Verordnung über Rheinſchifferpatente. 


Auf Grund des Artikels 2 des Reichsgeſetzes vom 16. April 1925 wegen der Ver⸗ 
einbarung über die Erteilung von Rheinſchifferpatenten (NGB Teil II S. 147) und des 
8 15 des Geſetzes vom 17. März 1870, betreffend die Ausführung der revidierten Rhein⸗ 
ſchiffahrtsakte (GS. S. 187) erlaſſe ich die nachſtehende Verordnung über die Erteilung 
der Rheinſchifferpatente. 


Sal 
Jeder Bewerber, der im übrigen den als unerläßlich anerkannten allgemeinen An⸗ 
forderungen an die körperliche Eignung genügt, hat einen Anſpruch auf Erlangung eines 
Patents unter nachſtehenden Vorausſetzungen: 
1. Zur Führung eines Kahnes iſt ein Mindeſtalter von 23 Jahren, zur Führung 
eines Fahrzeugs mit eigener Triebkraft ein ſolches von 25 Jahren erforderlich; 
2. Der Bewerber muß entweder einer Deckmannſchaft angehört haben: 
a) 6 Jahre lang, um ein Kahnführerpatent, 
b) 7 Jahre lang, um ein Patent als Führer eines Fahrzeugs mit eigener 
Triebkraft erlangen zu können, davon mindeſtens 1 Jahr auf einem Fahr⸗ 
zeug der letztgenannten Art; 


oder im Beſitz eines von den zuſtändigen Behörden eines der in der 
Zentralkommiſſion vertretenen Staaten erteilten Zeugniſſes über ſeine nautiſche 
Befähigung und ſeine Eignung zum Vorgeſetzten; 

oder im Beſitz irgendeines anderen, von der Zentralkommiſſion als gleich⸗ 
wertig anerkannten Zeugniſſes ſein. 


In allen Fällen müſſen die Bewerber eine wirkliche Fahrzeit auf dem Rheine von 
12 Monaten nachweiſen, wobei als ſolche lediglich die Zeit gerechnet wird, während der 
das Schiff ſich auf Reiſen befindet, einſchließlich der zum Laden und Löſchen erforderlichen 
Zeit. Die zurückgelegten Reifen müſſen eine genügende Anzahl von Fahrten durch den⸗ 
jenigen Abſchnitt umfaſſen, für den das Patent nachgeſucht wird. Die Fahrzeit muß als 
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Angehöriger der Bemannung (unter Ausſchluß der Tätigkeit als Schiffsjunge) an Bord 
eines Fahrzeugs der nachſtehend bezeichneten Arten verbracht werden: 


a) auf Fahrzeugen ohne eigene Triebkraft von mindeſtens 500 Tonnen Tragfähigkeit; 

b) auf Fahrzeugen mit eigener Triebkraft, außer Schleppern, von mindeſtens 
300 Tonnen Tragfähigkeit; 

c) auf Schleppern von mindeſtens 200 Pferdekräften. 


8 2. 

In Abänderung des vorhergehenden Paragraphen genügt es zur Führung eines 
Fahrzeugs ohne eigene Triebkraft von weniger als 50 Tonnen Tragfähigkeit, das lediglich 
örtliche Beförderungen auf beſtimmten kurzen Strecken des Rheines ausführt, daß der 
Bewerber mindeſtens 21 Jahre alt iſt und daß er die Schiffahrt während eines Zeitraums 
von mindeſtens zwei Jahren praktiſch ausgeübt hat, während deren er auch zeitweiſe das 
Ruder geführt hat. 


8 3. 

Das Patent, das mit einer vollſländigen Beſchreibung des Inhabers und mit ſeinem 
Lichtbild zu verſehen iſt, wird nach dem angeſchloſſenen Muſter ausgeſtellt. Es muß vor 
der Aushändigung an den Inhaber von letzterem mit ſeiner Unterſchrift ver'ehen werden. 

Wenn die Beſchreibung oder das Lichtbild veraltet ſind, ſind ſie mittels eines amt⸗ 
lichen Vermerkes abzuändern oder zu erneuern. 

Im Falle des Verluſtes oder des Unbrauchbarwerdens eines Patents kann dem 
Berechtigten von der Behörde, die das urſprüngliche Patent ausgeſtellt hat, ein Doppel 
desſelben erteilt werden. 


8 4. 
Die Inhaber von Patenten, die vor dem Inkrafttreten dieſer Verordnung erteilt 
worden ſind, können deren Erſatz durch ein Patent des im Artikel 3 vorgeſehenen Muſters 
beantragen. 


8 5. 
Die Verordnung, betreffend die Erteilung von Rheinſchifferpatenten vom 12. Oktober 
1904 wird aufgehoben. 


8 6. 


Die vorſtehende Verordnung tritt an dem auf ihre Veröffentlichung im Miniſterial⸗ 
blatt der Handels⸗ und Gewerbeverwaltung folgenden Tage in Kraft. 


Berlin, den 30. Juli 1925. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Va 7698 J. V.: Dönhoff. 
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Muſter eines Rheinſchifferpatents. 


(Angabe des Landes.) 


Rheinſchifferpatent. 
Patente de batelier du Rhin. 
Rijnschipperpatent. 


Der Schiffer wohnhaft zu) wird hierdurch 
P domicilie à ) E E est autorisé 
De schipper J wonende te wordt 


gemäß Verordnung der Zentralkommiſſion für die Rheinſchiffahrt vom 14. XII. 24 
par les présentes conformöment au règlement de la Commission Centrale na 

la Navigation du Rhin de | u 
ngevolge de verordening der Centrale Commissie voor de Rijnvaart van den 


ermächtigt zur Führung eines Schiffes and eigenelr) Triebkraft auf dem Rheine 


à conduire un bätiment ui” des moyens mécaniques des propulsion sur le Rhin 
toegelaten tot het besturen van een schip zender eigen beweegkracht op den Rijn 
von bis 
dense... l. > Poorter haken vate Ee edi 
van tot 
und auf der von bis 
( ee d e nt E FF 255ü3—ßv:. 1 
en op de van tot 

ER E 19 

r 10509 

. 9 

(Siegel.) 
Beſchreibung. 
Signalement. 
Geburtsort und -tag | Geſichtsform | 
Lieu et date de naissance esd SE Er 
seboorteplaats en datum | Vorm van het gezicht | 
Farbe der Augen Größe 
Couleur des de ee cen a Fr vri 
Kleur van de oogen Lengte | 
Beſonderes Kennzeichen] Farbe der Haare | 
Signes particuliers TR Ooulsur des cheveunkrrk u 
Bijzondere kenteekenen | Kleur van het haar 
(Photographie.) (Unterſchrift des Schiffers.) 


(Signature du batelier.) 
(Handteekening van den schipper.) 


Unterzeichneter erklärt, daß das Patent in feiner Gegenwart von dem Schiffer unter- 
zeichnet worden iſt. i i 

Le soussigné certifie que cette patente a été signée en sa présence par le batelier. 

Ondergeteekende verklaart, dass het patent in zijne tegen tegenwoordigheid onder- 
tekend is door den schipper. 
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3. Sonſtige Angelegenheiten. 
Erl. d. M. f. H. vom 25. Juli 1925 Nr. IIa 3078, betr. Ausſtellungs⸗ und Meſſeweſen. 


Der Herr Reichs wirtſchaftsminiſter hat in einem Schreiben darauf hingewieſen, daß 
das Ausſtellungs⸗ und Meſſeweſen in der letzten Zeit eine immer bedenklichere Wendung 


ſteller, auf deren Koſten die erwähnten Veranſtaltungen letzten Endes gehen, infolge der 
großen Zerſplitterung durch die Beſchickung anſtatt eines Gewinnes neben der aufgewandten 
Mühe und Arbeit häufig Verluſte erleiden. Auf der anderen Seite iſt es für die einzelnen 
Firmen ſchwer, ſich von den Veranſtaltungen fern zu halten, wenn fir einmal ins Leben 
gerufen ſind und von einer Reihe von Konkurrenzfirmen beſchickt werden. Dieſe Ent- 
wicklung hat in den beteiligten Kreiſen immer ſtärker den Wunſch nach einem Eingreifen 
der Regierung und nötigenfalls nach einer geſetzlichen Regelung laut werden laſſen. Es 
iſt insbeſondere auch das Verlangen aufgeſtellt worden, daß die Behörden ſich bei dem 
Eintritt in die Ehrenausſchüſſe ſolcher Veranſtaltungen und in deren Förderung die größte 
Zurückhaltung auferlegen, ſofern nicht die wirtſchaftliche Bedeutung des Unternehmens eine 
Förderung durch die Behörden ohne weiteres rechtfertigt. 


In Übereinſtimmung mit dem Herrn Reichs wirtſchaftsminiſter halte ich dieſe Wünſche 
grundſätzlich für berechtigt; ich erſuche, ihnen in weiteſtem Maße Rechnung zu tragen. Bei 
der ſchwierigen Lage, in der ſich die deutſche Wirtſchaft infolge des Krieges und ſeiner 
Nachwirkungen befindet, iſt es notwendig, daß jede Maßnahme und Veranftaltung beſonders 
auch von dem Geſichtspunkte überprüft wird, ob der erſtrebte Erfolg die aufgewendeten 
Koſten rechtfertigt. Die Prüfung darf nicht nur unter dem Geſichtspunkte der lokalen 
Intereſſen erfolgen, ſondern Eu auch den Erforderniſſen der Geſamtwirtſchaft Rechnung 
tragen, die eine Einſchränkung überflüſſiger Veranſtaltungen zur unabweisbaren Pflicht 
machen. Daraus wird ſich des öfteren ergeben, daß auch Veranſtaltungen, denen eine 
gewiſſe örtliche Berechtigung nicht abzuſprechen iſt, mit Rückſicht auf die allgemeine Wirt- 
ſchaft beſſer unterbleiben. Da es in vielen Fällen ſchwer zu überſehen ſein wird, inwie⸗ 
weit Ausſtellungen und Meſſen im allgemeinen Rahmen der betroffenen Wirtſchaftszweige 
zweckmäßig ſind, erſuche ich, vor weiteren Mafmahmen tunlichſt regelmäßig mit den Induſtrie⸗ 
und Handelskammern und in geeignet erſcheinenden Fällen darüber hinaus durch meine 
Vermittlung mit den zentralen Verbänden der Induſtrie und des Handels in Verbindung 
zu treten. Ich habe die Induſtrie- und Handelskammern angewieſen, die ſtaatlichen 
Behörden in vorliegenden Fragen nach Kräften zu unterſtützen. 


Im Einvernehmen mit dem Herrn Miniſter des Innern bitte ich auf die Kommunal- 
verwaltungen in gleichem Sinne einzuwirken. 


Dr. Schreiber. 


An die Herren Oberpräfidenten und Regierungspräſidenten, ſowie den Herrn Polizeipräſidenten 
in Berlin. 


Abſchrift überſende ich mit dem Erſuchen, auch von dort aus den in vorſtehendem 
Erlaß aufgeſtellten Richtlinien Rechnung zu tragen. 
Dr. Schreiber. 
An a) alle preußiſchen Induſtrie⸗ und Handelskammern, ſowie die Korporation der Rauf- 


mannſchaft in Stettin, | 
b) den Landesausſchuß der preußiſchen Induſtrie⸗ und Handelskammern. 


——— j — T ⅛˙ 


m 7 
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IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Stehender Gewerbebetrieb. 


Gebührenordnung für die beeidigten Auktionatoren in Oſtfriesland und Harlinger 
Land ſowie im Regierungsbezirk Osnabrück. 

Auf Grund des Art. 126 Abſ. 2 des Geſetzes über die freiwillige Gerichtsbarkeit vom 
21. September 1899 (GS. S. 249) beſtimmen wir folgendes: 

Die gemäß Ziff. 30 der Vorſchriften für die beeidigten Auktionatoren in Oſtfriesland 
und Harlinger Land ſowie im Regierungsbezirk Osnabrück vom 19. Juli 1902 — IM Bl. S. 197, 
HMBl. S. 303 — geltenden Beſtimmungen werden mit Wirkung vom 15. Auguſt 1925 
aufgehoben; an ihre Stelle tritt zu demſelben Zeitpunkt folgende 


Gebührenordnung für die beeidigten Auktionatoren in Oſtfriesland 
und Harlinger Land ſowie im Regierungsbezirk Osnabrück. 


SEN 

Die Vergütung für die Berufstätigkeit der beeidigten Auktionatoren in den durch die 

Vorſchriften vom 19. Juli 1902 — IMBl. S. 197, HM Bl. S. 303 — Abſchnitt II bis VI 
geregelten Angelegenheiten beſtimmt ſich ausſchließlich nach den folgenden Vorſchriften. 


8 2. 
Der Auktionator erhält: 

I. wenn er die Gelder zu erheben und für ihren Eingang zu haften hat, 
a) bei Verkäufen beweglicher Sachen 6 v. H. des Erlöſes, 
b) bei Verkäufen unbeweglicher Sachen 1,6 v. H. des Erlöſes, 
c) bei Verpachtungen 3 v. H. der Pachtgelder; 

II. wenn er die Gelder zu erheben, jedoch für ihren Eingang nicht zu haften hat, 
a) bei Verkäufen beweglicher Sachen 2 v. H. des Erlöſes, 
b) bei Verkäufen unbeweglicher Sachen 0,5 v. H. des Erlöſes, 
c) bei Verpachtungen 2 v. H. der Pachtgelder; 

III. wenn er keine Gelder zu erheben hat, für jede angefangene Stunde der Geſchäfts⸗ 


tätigkeit 
a) bei Verkäufen beweglicher Sachen 2. 
b) bei Verkäufen unbeweglicher Sachen 3 
c) bei Verpachtungen „ „ r r Mee 3e 
IV. für Abfaſſung der Verpachtungsbedingungen beſonderr s. ARM 


Für den Fall, daß nach Beginn eines Termins ein Verkauf oder eine Verpachtung 
nicht zuſtande kommt, gelten die Sätze zu III. Wird der Auftrag vor Beginn des Termins 
zurückgenommen, jo erhält der Auktionator 4 RM. 


§ 8. 
Die Mindeſtgebühr des Autionators beträgt 4 R-k. 


8 4. 

Schreibgebühren ſtehen dem Auktionator nur inſoweit zu, als die Ausfertigungen, 
Abſchriften uſw. auf beſonderen Antrag hergeſtellt werden oder für Behörden beſtimmt 
ſind; bei Beurkundungen zweiſeitiger Verträge ſind zwei Ausfertigungen oder Abſchriften 
ſchreibgebührenfrei. 

Soweit hiernach Schreibgebühren entſtanden ſind, bemißt ſich ihre Höhe nach den für 
die gerichtlichen Schreibgebühren geltenden Beſtimmungen. 


8 5 


Der Auktionator hat Anſpruch auf Erſtattung der Stempelabgaben und Steuern, 
welche durch die Erledigung des Auftrages fällig werden, ſowie ſeiner baren Auslagen; 


202 


zu den letzteren gehört die Vergütung des Ausrufers, nicht aber die des Protokollführers. 
Von den Poſtgebühren kann er nur Telegraphen ⸗ und Fernſprechgebühren ſowie die im 
Verkehr mit Dritten entſtandenen Gebühren erſtattet verlangen. 


8 6. 
Dem Auktionator werden Reiſekoſten nach Maßgabe des Reiſekoſtengeſetzes für die 


preußiſchen Staatsbeamten, und zwar hinſichtlich der Tages und Übernachtungsgelder in 
Höhe der für die Stufe II beſtimmten Sätze gewährt. 


Iſt ein und dieſelbe Reiſe durch mehrere Geſchäfte veranlaßt, ſo werden die Reiſe⸗ 
koſten gleichmäßig nach der Zahl der Geſchäfte auf dieſe verteilt. 


8 7. 
Eine Überſchreitung der Sätze dieſer Gebührenordnung iſt unzuläſſig. 


Berlin, den 27. Juli 1925. 


Der Juſtizminiſter. Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
J. V.: Fritze. J. A.: Gerbaulet. 


2. Wandergewerbe und Märkte. 


Erl. d. M. f. H. vom 21. Juli 1925 Nr. III 5895 2. Aug, betr. den Marktverkehr. 


Der Deutſche Großhändlerverband für Kurz-, Galanterie- und Spielwaren in Leipzig 
hat kürzlich darauf aufmerkſam gemacht, daß Unzuträglichkeiten entſtehen, wenn Buden⸗ 
beſitzer und Standinhaber auf Märkten es unterlaſſen, ihren Vor⸗ und Zunamen ſomie 
Wohnort an den Verkaufsſtänden anzubringen. Da eine derartige Vorſchrift zweckmäßig 
erſcheint und nach einer Entſcheidung des Kammergerichts im Rahmen der Marktordnung als 


zuläſſig zu betrachten ift, erſuche ich, ihre Durchführung den Polizeibehörden nahezulegen. 
J. A.: Gerbaulet. 


An die Herren Regierungspräſidenten. 


3. Handwerksangelegenheiten. 


Erl. d. M. f. H. vom 21. Juli 1925 Nr. IV 7867, betr. Prämie für das Auslehren 
taubſtummer Knaben und Mädchen in einem Handwerk. 


Im Einvernehmen mit dem Herrn Finanzminiſter feze ich den Höchſtbetrag der 
Prämie Br das Auslehren taubſtummer Knaben und Mädchen in einem Handwerk auf 
150 Ft feit. 


Die durch Erlaß vom 3. April d. J. — IV 3916 — mitgeteilte Zahl der Fälle, 
für welche die Mittel bei Kap. 69 Tit. 21 bereitgeſtellt ſind, bleibt unverändert. 


J. A.: Jordan. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten, hier. 


4. Arbeiterſchutz und Wohlfahrtspflege. 
Anderung der Preußiſchen Ausführungsbeſtimmungen vom 2. November 1922 
(SM Bl. S. 237) zum Reichsarbeitsnachweisgeſetz. 


Auf Grund des Arbeitsnachweisgeſetzes vom 22. Juli 1922 (RGBl. I S. 657) werden 
von mir als oberſte Landesbehörde im Einvernehmen mit den beteiligten Miniſterien die 
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Ausführungsbeſtimmungen vom 2. November 1922 (SM Bl. ©. 237) zum Arbeitsnachweis⸗ 
geſetz mit Wirkung vom 1. September 1925 ab wie folgt geändert: 
a) In Artikel 1 Abſ. 1 Ziffer 4 iſt an Stelle der Worte: 
„als Landesamt für die Provinz Niederſchleſien und bis auf weiteres auch 
Oberſchleſien das Landesamt für Arbeitsvermittlung in Breslau“ 
zu ſetzen: 
zals Landesamt für die Provinz Niederſchleſien das Landesamt für 
Arbeitsvermittlung in Breslau“, 


b) hinter Artikel 1 Abſ. 1 Ziffer 4 wird folgende neue Ziffer 4a eingeſchaltet: 


„ta. Als Landesamt für dir Provinz Oberſchleſien das Landesamt für 
Arbeitsvermittlung in Ratibor“, 


c) in Artikel 2 Abſ. 4 fallen die Worte weg: 
„in Schleſien der beiden beteiligten Oberpräſidenten gemeinſam“, 


d) in Artikel 2 Abſ. 6 fallen die Worte weg: 
„in Schleſien auf die beiden Oberpräſidenten gemeinſam“. 


Berlin den 27. Juli 1925. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
III 6002 I. J. V.: Dönhoff. 


Erl. d. M. f. H. u. d. JM. vom 10. Juli 1925 Nr. III 4815, IV 8889 M. f. H., 
VIII 600 IM., betr. Beſchäftigung von Strafgefangenen. 


Es ſind neuerdings wieder Klagen darüber geführt worden, daß durch die Gefangenen- 
arbeit ein ſtarker Druck auf die Löhne der freien Arbeiterſchaft, beſonders in der Haus⸗ 
arbeit (Heimarbeit) ausgeübt wird. Wir ſehen uns deshalb veranlaßt, im Nachgange zu 
unſerm Erlaſſe vom 22. Oktober 1924 — NW. 3997 — (M. f. H.) VIII. 666 Juſt.⸗M.) auf 


folgendes aufmerkſam zu machen: 

Der ſchwerſte Mißſtand in der Hausarbeit (Heimarbeit) — die niedrigen Löhne — 
hat im Reichstag zu der einſtimmigen Annahme einer Ergänzung des Hausarbeitgeſetzes 
vom 20. Dezember 1911 — des Heimarbeiterlohngeſetzes vom 27. Juni 1923 — geführt. 
Das ergänzte Hausarbeitgeſetz ift in der neuen Faſſung vom 27. und 30. Juni 1923 
im Reichsgeſetzbl. I S. 472 und 730 veröffentlicht. 

In dem 8 19 a. a. O. ift die Errichtung von Fachausſchüſſen vorgeſehen, die u. a. 
nach § 20 Ziff. 3, falls in ihrem Bezirke den Hausarbeitern offenbar unzulängliche Entgelte 
gezahlt werden und eine Verſtändigung zur Herbeiführung zulänglicher Entgelte nicht erzielt 
worden ift, nach §§ 26 bis 40 die Beſtimmungen eines Tarifvertrages über die Entgelte 
als allgemeinverbindlich zu genehmigen oder Mindeſtentgelte für Hausarbeiter feſtzuſetzen 
haben. Das Verzeichnis der bisher errichteten Fachausſchüſſe iſt im Reichsgeſetzbl. 1925 
I. S. 33 abgedruckt. Der Vorſitz der in Preußen errichteten Fachausſchüſſe iſt durchweg 
Gewerberäten übertragen worden. 

Damit die Beſtimmungen des Geſetzes den Hausarbeitern (Heimarbeitern) den beab- 
fichtigten Nutzen bringen können, ijt es erforderlich, nach Möglichkeit zu verhindern, daß 
eine Unterbietung der Tariflöhne oder der feſtgeſetzten Mindeſtentgelte durch Gefangenen- 
arbeit in die Erſcheinung tritt. Wir find darauf aufmerkſam gemacht worden, daß bei den 
durch Frauen ausgeführten Handarbeiten (Stick-, Strick-, Häkel⸗, Filet- und Näharbeiten u. a.) 
die Gefangenenarbeit im Werte der freien Arbeit vielfach gleichgeſtellt werden kann, weil 
es ſich um beſondere, vielen Frauen eigene Handfertigkeiten handelt. 

Wir erſuchen, dieſer Frage beſondere Aufmerkſamkeit zu widmen, und empfehlen, 
den Verwaltungsausſchüſſen der Landesämter für Arbeits vermittlung in geeigneter Weiſe 
nahezulegen, bei der Beratung der Präsidenten der Strafvollzugsämter in Angelegenheiten, 
die die Beſchäftigung von Strafgefangenen betreffen, jeweils auch einen mit den Ber- 
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hältniſſen in der Hausarbeit (Heimarbeit) beſonders vertrauten, von dem zuſtändigen 
Regierungspräſidenten — in Berlin dem Polizeipräſidenten — vorzuſchlagenden Gewerbe⸗ 
aufſichtsbeamten mit beratender Stimme hinzuzuziehen (ſiehe Ziff. 7 unſeres Erlaſſes vom 
22. Oktober 1924). 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Der Juſtizminiſter. 
J. A.: von Meyeren. J. A.: Klein. 


An die Landesämter für Arbeitsvermittlung und die Präſidenten der Strafvollzugsämter 
und zur Kenntnis 


an die Herren Oberpräſidenten, die Herren Oberlandesgerichtspräſidenten, ſowie den Herrn 
Kammergerichtspräſidenten, hier. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W9, den 10. Juli 1925. 


Abſchrift überſende ich zur Kenntnisnahme. Es empfiehlt ſich, dort, wo Fachaus⸗ 
ſchüſſe vorhanden ſind, den Vorſitzenden eines Fachausſchuſſes vorzuſchlagen. 

Für den Oberregierungs⸗ und gewerberat, den Regierungs- und Gewerberat, 
ſowie jedes Gewerbeaufſichtsamt iſt ein Abdruck des Erlaſſes und des Erlaſſes vom 
22. Oktober 1924 beigefügt. 

1114815. J. A.: von Meyeren. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 


V. Gewerbliche Unterrichts angelegenheiten. 


1. Allgemeine Angelegenheiten. 


Erl. d. M. f. H. vom 24. Juli 1925 Nr. IV 9503, betr. Vergütung für nebenamtlichen 
Unterricht. 


Ich genehmige, daß ſtaatlich geprüften Turn- und Geſanglehrern die unverkürzte Ver⸗ 
gütung für nebenamtlichen Unterricht an Berufs- und Fachſchulen gewährt wird, ſoweit ſie 
Turn⸗ oder Geſangunterricht erteilen. Den Lehrperſonen mit der ſtaatlichen Lehrbefähigung 
für Sprach-, Hilfs⸗, Taubſtummen⸗ und Blindenunterricht ift im allgemeinen die Vergütung 
zu gewähren, die für Lehrkräfte ohne beſondere Vorbildung für den Berufsſchuldienſt gilt. 
Doch will ich mich ausnahmsweiſe damit einverſtanden erklären, daß die unverkürzte Ver⸗ 
gütung bewilligt wird, wenn gute Leiſtungen im Unterricht vorliegen, was gegebenenfalls 
durch Beſichtigung durch den Regierungs- und Gewerbeſchulrat oder Reviſor feſtzuſtellen 
iſt, und wenn dieſe Lehrperſonen ſich verpflichten, an fachlichen Ausbildungskurſen teil⸗ 
zunehmen, ſoweit dies von der Aufſichtsbehörde als notwendig erachtet wird. 

Eine Anderung der Beſtimmung für Sprachlehrer behalte ich mir vor, ſobald genügend 
Handelslehrer mit Lehrbefähigung für fremde Sprachen nach der neuen Prüfungsordnung 


ausgebildet ſind. 
dan 


1. An das Provinzialſchulkollegium, Abteilung III, in Berlin⸗Lichterfelde. 
2. An alle Herren Regierungspräſidenten. 


2. Berufsſchulen. 


Erl. d. M. f. D. vom 25. Juli 1925 Nr. IV 9622, betr. Verſicherung der Schüler an den 
Berufsſchulen gegen Unfälle. 

Durch meinen Erlaß vom 31. Oktober 1903 (HMB. S. 357) ift den Fachſchulen 

nahegelegt, ihre Schüler gegen Unfälle zu verſichern. Von verſchiedenen Seiten iſt angeregt 

worden, eine ähnliche Verſicherung gegen Unfälle auch für die Schüler und Lehrer der 
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Berufsſchulen durchzuführen. Ich begrüße dieſe Anregungen und erkläre mich damit ein⸗ 
verſtanden, daß derartige Verſicherungsverträge ſeitens der Schulträger bzw. Schulleiter 
abgeſchloſſen werden. Eine Beteiligung des Staates an den Koſten der Verſicherung kommt 
nicht in Betracht. 

Ich erſuche Sie, den Schulträgern die Verſicherung der Schüler und Lehrer an ihren 
Berufs- und Fachſchulen zu empfehlen und mir bis zum 1. Oktober n. Is. zu berichten, in 
welchem Umfange der Anregung entſprochen worden iſt. 

Ein Vertragsentwurf iſt zwiſchen dem Vorſtand des Verbandes Preußiſcher Gewerbe⸗ 
und Handelslehrer und der „Providentia“ vereinbart worden. Der Verband öffentlicher 
Lebensverſicherungen in Deutſchland, Berlin W 10, Viktoriaſtr. 20, hat ein ähnliches Angebot 
gemacht. 

J. V.: Dönhoff. 


An die Herren Regierungspräſidenten. 


VI. Nichtamtliches. 


Bücherſchau. 
Eine Beſprechung und amtliche Empfehlung der eingeſandten Bücher findet, ſofern es ſich nicht um amtliche 
Ausgaben oder im amtlichen Auftrag herausgegebene Werke handelt, nicht ſtatt.) 

Die erſte Auflage des Lehrplans für Geſtaltungslehre in den Berufsſchul⸗ 
klaſſen der Wäſchenäherinnen von Böhm⸗Döring-Falcke-Hendeweck iſt hergeſtellt 
worden. 

Der Preis für den Lehrplan beträgt 2,50 RIM zuzüglich Verſandkoſten. 

Auf dieſes Lehrmittel wird mit dem Bemerken hingewieſen, daß Beſtellungen an die 
Abteilung III des Provinzialſchulkollegiums in Berlin⸗Lichterfelde, Zehlendorfer Straße 52, 
Block I zu richten find. 


Im Verlage von Walter de Gruyter & Co., Berlin W. 10, Genthiner Str. 38, ilt 
ſoeben die Amtliche Liſte der Deutſchen Seeſchiffe mit Unterſcheidungsſignalen 
für 1925 erſchienen. 

Den Reichs⸗ und Staatsbehörden ſowie den Wiederverkäufern wird das Buch bei 
unmittelbarer Beſtellung zu einem Preiſe von 3,75 RM von der Verlagsbuchhandlung 
geliefert. Im Buchhandel ijt das Werk zu einem Preiſe von 5 RM zu beziehen. 


Fechners Lexikaliſches Taſchenbuch auf dem Gebiete der Geſetzgebung und des 
allgemeinen Wiſſens. (Febr. 1794 bis Juli 1925.) 15. Aufl. 12 RM. Verlag Karl 
Fechner, Berlin⸗Wilmersdorf. Bei Vorausbeſtellung Vorzugspreis 10 RM, bei Voraus⸗ 
zahlung 9 RM. 


Sammlung preußiſcher Geſetze ſtaats- und verwaltungsrechtlichen In⸗ 
halts, Textausgabe mit Nachweis von Schrifttum. Von Dr. Fritz Stier⸗Somlo. 
4. Aufl. C. H. Beckſche Verlagsbuchhandlung, München. 


Im Verlage von Max Galle, Verlagsbuchhandlung in Berlin O. 17 ſind erſchienen: 
Das Verwaltungszwangsverfahren wegen Beitreibung von 
Geldbeträgen, Kohn- und Gehaltspfändung. Von Max Hahn. 3. Aufl. 
Die Vorſchriften über das Mahn⸗ und Zwangs verfahren nach 

der Reichsabgabenordnung. Von Max Hahn. Berlin 1925. 


Geſetz, betr. die Beſchlagnahme des Arbeits- oder Dienſtlohnes. 
Lohnpfändungsverordnung. 2. Aufl. 


Steuerüberleitungsgeſetz vom 29. Mai 1925 nebſt Durchführungsbeſtimmungen 
und ergänzendem Anhang. Von Reichsfinanzrat Dr. Fr. W. Koch. C. H. Beckſche Vere 
lagsbuchhandlung, München. 
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Buch⸗ und Bilanzvergehen vom Standpunkt des Steuerbeamten und ihre Be⸗ 
kämpfung. Von Reg.⸗Rat Dr. Matthias Koch. 2. Aufl. Düſſeldorf 1925. Eigener 
Verlag des Verfaſſers. 


Offentlich⸗rechtliche Abhandlungen. 6. Heft: Die Gleichheit vor dem Geſetz. 
Von Dr. Gerhard Leibholz. Verlag von Otto Liebmann, Berlin W. 57, 


Schriften der Vereinigung der Deutſchen Arbeitgeberverbände. Heft 13: 
Wiſſenswertes aus Wirtſchaſts- und Sozialpolitik der Vereinigten Staaten. Von Dir. 
Dr. Bernhard Goldſchmidt, Eſſen. 


Der deutſche Arbeiter in Politik und Wirtſchaft. Heft 3: Die Rohſtoffgrund⸗ 
lage der Wirtſchaftsgeſundung. Von Dr. Georg Berger. Verlag der Neuen Geſellſchaft 
G. m. b. H., Berlin⸗Heſſenwinkel. 


Die krankenpflegeriſchen Nebenberufe. Bearbeitet von Dr. Käthe Gaebel, 
Regierungsrat in der Reichsarbeitsverwaltung. Preis 0,50 RM. J. Bensheimer, Mann- 
heim, Berlin, Leipzig. 3 

Die Schrift ijt eine Fortſetzung der in Heft 2 der Schriften des Berufskundlichen 
Ausſchuſſes erſchienenen Arbeit der gleichen Verfaſſerin „Die Frau in der Krankenpflege“. 
Sie umfaßt die Berufe des Irrenpflegers, der Hebamme, der Säuglingspflegerin, der 
Wochenpflegerin, der Heilgymnaſtin, der Krüppelpflegerin, des Maſſeurs und des Des⸗ 
infektors. In knapper Form wird ein Bild dieſer Berufe gegeben, wobei die Verfaſſerin 
beſonderen Wert darauf legte, auch die inneren Vorausſetzungen für den Beruf zu erfaſſen 
— die pädagogiſche Veranlagung für den Beruf der Heilgymnaſtin und Kruͤppelpflegerin, 
die perſönliche Einfühlung bei der Irrenpflege uſw. Sehr eingehend ſind die Ausbildungs⸗ 
vorſchriften behandelt, die in allen Berufen ein überaus buntſcheckiges Bild darbieten, ſo⸗ 
weit eine Regelung bisher überhaupt erfolgt iſt. Die wirtſchaftlichen und ſozialen Ver⸗ 
hältniſſe ſind auf Grund umfangreicher Rundfragen, die eigens für dieſen Zweck veran: 
ſtaltet wurden, dargeſtellt. Beſonderer Wert iſt darauf gelegt, daß für die Bearbeitung 
das neueſte Quellenmaterial mit Hilfe der in Frage kommenden Behörden, Berufsorgani⸗ 
ſationen, Anſtalten uſw. beſchafft wurde. 

Die Schrift, in erſter Linie für die Zwecke der Berufsberatung verfaßt, bietet auch 
den einſchlägigen Berufsorganiſationen, Arbeitgebern und Arbeitnehmern eine Fülle inter⸗ 
eſſanten Tatſachenmaterials. 


Carl Heymanns Verlag, Berlin WS. — Gedruckt ber Julius Sittenfeld, Berlin WE. 


